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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

In seinem Bericht zum Postulat der FDP-Liberale Fraktion zur Frage des Verhältnisses
zwischen Völkerrecht und Landesrecht hatte sich der Bundesrat positiv zur Idee
geäussert, ein obligatorisches Referendum für völkerrechtliche Verträge mit
verfassungsmässigem Charakter einzuführen. Mit seiner Motion wollte Andrea Caroni
(fdp, AR) diese positive Haltung konkretisieren. Wichtige völkerrechtliche Verträge
obligatorisch zur Abstimmung zu bringen, würde nicht nur die demokratische
Mitsprache ausbauen, sondern auch eine Stärkung der Legitimation des Völkerrechts
bedeuten – so der Motionär. In seiner Stellungnahme zu ebendieser Motion Caroni
bestätigte der Bundesrat seine positive Haltung: Ein obligatorisches Referendum bei
wichtigen völkerrechtlichen Verträgen sei nach vorherrschender Auffassung bereits
heute ungeschriebenes Verfassungsrecht. Eine Konkretisierung in der Verfassung
würde nicht nur die Rechtssicherheit erhöhen, sondern auch die Praxis vereinfachen.
Die Regierung wies darauf hin, dass sie die Idee bereits im Rahmen der Initiative
"Staatsverträge vors Volk!" als direkten Gegenentwurf vorgeschlagen habe. Damals hatte
das Parlament vor allem aus abstimmungstaktischen Gründen allerdings auf einen
Gegenvorschlag verzichtet. Im Nationalrat wurde die Motion Caroni in der
Herbstsession 2015 diskussionslos angenommen. 1

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN

Nachdem sich die SPK-SR einstimmig für die Idee eines obligatorischen Referendums
für völkerrechtliche Verträge mit verfassungsmässigem Charakter ausgesprochen
hatte, passierte die Motion Caroni in der Frühjahrssession 2016 auch den Ständerat.
Allerdings erwuchs der Idee in der kleinen Kammer Opposition in der Person von Paul
Rechsteiner (sp, SG). Der St. Galler Ständerat wies darauf hin, dass es schwierig sei,
gegen eine Idee einzustehen, die vom Nationalrat diskussionslos durchgewunken, vom
Bundesrat zur Annahme empfohlen und von der eigenen Kommission oppositionslos
zur Annahme empfohlen werde. Es lohne sich aber sehr wohl, sich der Schwere der
Konsequenzen dieses Vorschlages bewusst zu werden. Mit Verweis auf den abgelehnten
Gegenvorschlag zur Initiative "Staatsverträge vors Volk!" mahnte der SP-Ständerat, dass
damals nicht nur abstimmungstaktische Gründe, sondern insbesondere im Ständerat
auch zahlreiche inhaltliche Bedenken geäussert wurden. Rechsteiner fasste diese
Bedenken von damals noch einmal zusammen: Über zahlreiche, eigentlich
unbestrittene Konventionen müsste obligatorisch abgestimmt werden, was zu einer
Überlastung des direktdemokratischen Systems führen könnte. Darüber hinaus bestehe
mit dem fakultativen Staatsvertragsreferendum bereits ein Instrument, mit dem die
Legitimation eines Vertrages gestärkt werden könne – so ein weiteres Argument gegen
die Annahme der Motion Caroni. Zudem würde ein obligatorischer Urnengang die
Handlungsfreiheit vor allem auch bei wirtschaftlichen Staatsverträgen stark
einschränken. Schliesslich erinnerte Rechsteiner daran, dass die Volksinitiative
"Staatsverträge vors Volk!" deutlich abgelehnt worden sei – mit der Motion würde aber
mindestens die Hälfte eingeführt, von dem was damals vom Begehren der AUNS
gefordert worden war.
Die Bedenken von Rechsteiner wurden nur von weiteren 8 Ständerätinnen und -räten
geteilt – zu wenig gegen die 36 Befürworterinnen und Befürworter. Einig schien man
sich in der Diskussion aber zu sein, dass die Umsetzung der Idee noch viel
Konfliktpotenzial habe. Thomas Minder (parteilos, SH) wies etwa darauf hin, dass auch
die Kündigung von bestehenden Verträgen berücksichtigt werden müsse. Bundesrätin
Simonetta Sommaruga äusserte gar Zweifel, dass dieses Projekt dann wirklich bis zum
Ende durchhalte. Sie verwahrte sich zudem gegen den Gedanken, dass völkerrechtliche
Verträge, über die nicht abgestimmt werde, eine geringere Legitimität hätten. 2

MOTION
DATUM: 29.02.2016
MARC BÜHLMANN
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Die Einführung eines Finanzreferendums auf nationaler Ebene ist immer mal wieder
Thema in den eidgenössischen Räten. So war etwa eine parlamentarische Initiative der
SVP aus dem Jahr 2003 in der Vernehmlassung durchgefallen. Ein paar Jahre später
wurden auch die Vorstösse abgelehnt, die im Rahmen der Ablehnung der Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen diskutiert worden waren. Die Begründung damals war, dass
das Referendum, das sich gegen den Beschaffungsfonds richtete, eigentlich ein
verkapptes Finanzreferendum sei. Ähnlich argumentierte Thomas Minder (parteilos,
SH), der mit seiner Ende 2017 eingereichten Motion einen neuerlichen Anlauf wagte. Die
Vorstösse für eine Volksabstimmung zu den Olympischen Winterspielen oder für eine
Grundsatzabstimmung zur Beschaffung eines neuen Kampfjets seien «Pro-Forma-
Finanzreferenden», so Minder. Es sei nicht einsichtig, weshalb das Parlament
bestimmte Infrastruktur- und Investitionsprojekte in Bundesgesetze kleide, um ein
Referendum zu ermöglichen, andere aber nicht. Hier verwies der Schaffhauser
Ständerat neben der Gripen-Beschaffung auch auf die Sanierung des Gotthard-
Strassentunnels und die Kohäsionsmilliarde. Diese beliebigen ad-hoc Entscheidungen
des Parlaments stünden der direkten Demokratie aber schlecht an. Diese müsse
vielmehr «vorhersehbaren und rechtsgleichen Spielregeln gehorchen», so Minder. In
seiner Begründung zum Vorstoss wollte Minder zwar keine konkreten Beträge für eine
mögliche Referendumsergreifung festlegen, zeigte aber auf, dass sich im relativen
Vergleich mit den Kantonshürden für den Bund ein Betrag in der Höhe von CHF 250
Mio. als mögliche Schwelle ergeben würde, bei der ein fakultatives Finanzreferendum
ergriffen werden könnte. Dies wäre gleichbedeutend mit etwa zehn Projekten pro Jahr,
die dem Finanzreferendum unterstellt wären. Diese Projekte würden vorwiegend die
Armee, die Entwicklungszusammenarbeit und den Strassenverkehr betreffen.  
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er verwies auf die mehrheitlich
ablehnende Haltung bei der Vernehmlassung zur erwähnten parlamentarischen
Initiative der SVP und machte geltend, das es mit einem solchen neuen Instrument
nicht nur zu Verzögerungen käme, sondern dass der Bund auch die Flexibilität in
finanzpolitischen Fragen verlieren würde. Die Regierung wies zudem darauf hin, dass
ein Finanzreferendum nicht mittels Gesetzesänderung (wie von der Motion gefordert),
sondern mittels Verfassungsänderung eingeführt werden sollte.  
Der Ständerat behandelte den Vorstoss Minder in der Frühjahrssession 2018. Der
Vorschlag von Peter Hegglin (cvp, ZG), den Vorstoss an die SPK-SR zur Vorprüfung
zuzuweisen, stiess in der kleinen Kammer auf offene Ohren. Er habe durchaus
Sympathien für die Idee, so der Zuger. Aber auf nationaler Ebene gebe es andere
Instrumente, die für eine Budgetdisziplin sorgten, so etwa die Schuldenbremse oder
das Zweikammersystem. Die Kommission solle die Thematik auch deshalb vertieft
ausloten, weil die vom Bundesrat aufgeworfene Frage, ob ein fakultatives
Finanzreferendum via Gesetzes- oder Verfassungsänderung eingeführt werden müsste,
von Bedeutung sei. 3

MOTION
DATUM: 14.03.2018
MARC BÜHLMANN

Nur wenige Tage nachdem der Nationalrat zwei parlamentarischen Initiativen zum
gleichen Thema keine Folge gegeben hatte, empfahl auch die Mehrheit der SPK-SR mit
5 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen) die Einführung des Finanzreferendums auf nationaler
Ebene zur Ablehnung. Der Ständerat hatte die Motion Minder (parteilos, SH) zu diesem
Thema in der Frühjahrssession zur Vorprüfung an die SPK-SR verwiesen. Die
Kommission nahm zwar zur Kenntnis, dass das Instrument auf kantonaler Ebene gut
funktioniere, begründete ihre ablehnende Haltung aber damit, dass die eidgenössische
Ebene mit den Kantonen nicht zu vergleichen sei. In den Kantonen würde mit dem
Finanzreferendum über Infrastrukturvorhaben abgestimmt, während auf Bundesebene
Gesetzesbeschlüsse gefasst würden, die den Bund zu finanziellem Engagement
beauftragten. Diese Beschlüsse unterstünden in der Mehrzahl bereits dem Referendum.
Zudem sei auf lokaler Ebene die Mehrheit der Stimmbevölkerung von zu finanzierenden
Projekten direkt betroffen, während sich Bundesausgaben nur auf eine Region
konzentrieren könnten. Im Interesse des nationalen Ausgleichs seien solche Ausgaben
aber nötig und sollten nicht mittels Finanzreferendum gesamtschweizerisch zur
Disposition gestellt werden können. Die Kommissionsminderheit verwies auf die
Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen oder die Olympischen Spiele, deren
Finanzierungskredite nur mit unschönen Kniffen und speziellen Konstrukten dem
Referendum hätten unterstellt werden können. Für solche Ausgaben müsse das
Finanzreferendum geschaffen werden. 
«Weshalb müssen wir über Kuhhörner abstimmen, aber nicht über 5 Milliarden
Franken, die ihr in Bern leichtsinnig ausgebt?» zitierte Finanzminister Maurer «die
Stimme des Volkes». Staatspolitisch habe er durchaus Verständnis für solche Fragen
und das Anliegen der Motion Minder. Allerdings stelle sich auch die Frage nach dem
Funktionieren des Staates. Mit der Ausgabenbremse und der Schuldenbremse seien

MOTION
DATUM: 24.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Parlament und Bundesrat gezwungen, den Finanzhaushalt im Gleichgewicht zu halten.
Die eidgenössische Ausgabenpolitik, die auch auf intensiven Diskussionen und
Fachwissen basiere, funktioniere also gut – ein Argument, dass Ueli Maurer gegen die
wissenschaftlichen Befunde der grösseren Ausgabendisziplin durch Kantone mit
Finanzreferendum ins Feld führte. Eine Volksabstimmung mit Hilfe eines
Finanzreferendums sei vor allem in jenen Bereichen zu erwarten, in denen dann
politische und eben nicht mehr sachliche Diskussionen geführt würden. Dies ziehe
nicht nur Verzögerungen nach sich, sondern mache auch die Interpretationen des
Abstimmungsresultats schwierig. So wünschbar ein Finanzreferendum also
staatspolitisch sei, so wenig würde es dem Finanzhaushalt helfen, «denn der ist in
Ordnung». Das schien auch die Mehrheit des Ständerats so zu sehen: Mit 34 zu 7
Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde die Motion Minder abgelehnt. 4

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Im November ergriff die Grüne Partei gegen den Flugzeugkauf das Referendum, um die
Kampfjet-Debatte doch noch vors Volk zu bringen. 5

MOTION
DATUM: 14.11.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Ständerat überwies einstimmig eine Motion Frick (cvp, SZ), die verlangt, dass
sogenannt doppelverdienende Ehepaare gegenüber unverheirateten Paaren nicht mehr
benachteiligt werden. Der Motionär erinnerte an das aktuelle Jahr der Familie und
machte geltend, dass von 566'000 Ehepaaren mit zwei Einkommen deren 430'000 von
Steuernachteilen betroffen seien, wobei diese bis zu 100% betragen können. So
bezahlten Verheiratete mit einem Einkommen von CHF 60'000, zu dem Mann und Frau
je CHF 30'000 beitragen, praktisch doppelt soviele Steuern wie ein Konkubinatspaar
mit gleichem Einkommen. Das Bundesgericht bezeichne Steuerunterschiede zu Lasten
der Ehepaare jedoch spätestens ab 10% als verfassungswidrig. Frick verlangte eine
Revision des ungerechten Tarifs, ohne dass dem Bund Steuerausfälle entstehen.
Bundesrat Stich, der den Vorstoss nur als Postulat entgegennehmen wollte, relativierte,
dass nur rund ein Viertel der Doppelverdiener-Ehepaare eine Mehrbelastung von mehr
als 10% zu tragen habe, wobei tatsächlich enorme Unterschiede bestünden. Stich
sicherte zu, dass eine Arbeitsgruppe nach einer möglichst gerechten Lösung suchen
werde. 6

MOTION
DATUM: 07.10.1994
EVA MÜLLER

Im letzten Jahr hatte der Ständerat einstimmig eine Motion Frick (cvp, SZ) überwiesen,
die familiengerechte Bundessteuern verlangt und eine gerechtere Besteuerung
doppelverdienender Ehepaare gegenüber Konkubinatspaaren. Im September überwies
auch der Nationalrat diese Motion mit 73 zu 37 Stimmen; Bundesrat Stich hatte
vergeblich für die unverbindlichere Form des Postulats plädiert. Der Motionär berief
sich auf ein Grundsatzurteil des Bundesgerichts, das Steuerunterschiede zu Lasten der
Ehepaare spätestens ab 10% Mehrbelastung als verfassungswidrig bezeichnet. Gerade
diese Praxis zur Gleichbehandlung von Ehe- und Konkubinatspaaren änderte das
Bundesgericht aber im Berichtsjahr. In einem neuen Grundsatzurteil hält das
Bundesgericht eine ungleiche Behandlung «in der Grössenordnung von 10% (oder
eventuell auch darüber)» für nicht verfassungswidrig. Eine volle Gleichstellung sei im
Rahmen des geltenden Rechts gar nicht möglich. Gemäss Bundesgericht steht der
Vergleich von Ehepaaren und Alleinstehenden mit vergleichbaren Einkommen im
Vordergrund. Erst in zweiter Linie habe der Gesetzgeber für eine Gleichbehandlung von
Ehe- und Konkubinatspaaren zu sorgen. 7

MOTION
DATUM: 27.09.1995
EVA MÜLLER
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Auch die WAK des Nationalrates wollte das Thema nicht ganz fallen lassen. Per Motion
forderte sie den Bundesrat mit 61:35 Stimmen auf, einen Entwurf vorzulegen, der die
strukturellen Mängel der direkten Bundessteuer behebt und dabei namentlich auch
auf die Frage der steuerlichen Ungleichbehandlung von Ehe- und Konkubinatspaaren
eingeht. Im November setzte der Bundesrat eine Expertenkommission ein, die bis Mitte
1998 insbesondere die Familienbesteuerung prüfen und Vorschläge für eine
Neukonzeption machen soll. 8

MOTION
DATUM: 12.11.1996
EVA MÜLLER

Mit 30 zu 6 Stimmen überwies als Zweitrat auch der Ständerat eine Motion der
nationalrätlichen WAK (Mo. 96.3186), die den Bundesrat auffordert, die steuerliche
Ungleichbehandlung von Konkubinats- und Ehepaaren zu korrigieren. Ausserdem
überwies er eine Empfehlung Spoerry (fdp, ZH), die möchte, dass Familienangehörige,
die eine invalide oder dauernd pflegebedürftige Person betreuen, Aufwendungen an
Arbeit steuerlich abziehen können. Spoerry begründete ihren Vorstoss damit, dass
Kosten der Betreuung durch Dritte - etwa ein Pflegeheim - ebenfalls in Abzug gebracht
werden können. Eine vom Bundesrat im letzten Jahr eingesetzte Expertenkommission
Locher ist daran, die Familienbesteuerung gesamthaft zu prüfen. 9

MOTION
DATUM: 09.10.1997
EVA MÜLLER

Eine Motion Schmid (svp, BE) (Mo. 98.3330) forderte die Verlagerung von maximal 20%
des Ertrages der direkten Bundessteuer auf die Mehrwertsteuer (MWSt). Dabei sollte
die MWSt um maximal 1,5% ansteigen, die am steilsten verlaufenden Progressionsstufen
gemildert werden, die Soziallasten eine bessere Berücksichtigung finden sowie die
Belastung der Ehepaare gegenüber den Konkubinatspaaren ausgeglichen und der
absolute Effekt des Finanzausgleichs beibehalten werden. Widrig (cvp, SG) unterstützte
die Motion, der er eine mittelstandsfreundliche Tarifstruktur zuschrieb. Auch Cavadini
(fdp, TI) sprach sich für eine Annahme aus, weil seiner Ansicht nach in der Schweiz
immer noch eine zu hohe Belastung durch direkte Steuern herrsche. Jans (sp, ZG)
wehrte sich gegen eine Überweisung; die Motion sei ein Surrogat zur Initiative für eine
Abschaffung der direkten Bundessteuer. Eine Zurücknahme der direkten Bundessteuer
würde ausserdem vor allem oberen Einkommensschichten dienen. Die unteren
Steuerklassen würden dagegen durch erhöhte indirekte Steuern zur Kasse gebeten. Für
Bundesrat Villiger war die Motion mit ihren klaren Vorgaben zu bindend, er hätte sie
deshalb gerne als Postulat überweisen lassen. Gegen den bundesrätlichen Antrag wurde
die Motion mit 75 zu 67 gutgeheissen. Im Ständerat wurde die Motion während der
Herbstsession ebenfalls gutgeheissen. Der Passus über die Milderung der steilsten
Progressionsstufen aber herausgelöst und nur als Postulat überwiesen. Nach Auffassung
der WAK-StR hätte dieser Passus vor allem zu Steuerermässigungen bei hohen
Einkommen geführt. Eine parlamentarische Initiative der WAK-StR (Pa.Iv. 95.423) mit
demselben Ziel wurde auf Antrag der Kommission selbst abgeschrieben. 10

MOTION
DATUM: 05.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Von FDP-Nationalrat Bührer (SH) bekämpft wurde eine Motion Hafner (sp, SH), die zum
Ziel hatte, die bei der direkten Bundessteuer erlaubten Sozialabzüge neu nicht vom
Einkommen sondern vom Steuerbetrag in Abzug zu bringen. Die Befürworter aus der
SP-Fraktion begrüssten die Besserstellung der durch das „Armutsrisiko Kind“ stark
betroffenen unteren Einkommensschichten. Bührer dagegen befürchtete eine
Mehrbelastung des Mittelstandes und eine Abkehr von der Maxime der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit. Obwohl sich der Bundesrat zur Entgegennahme als Postulat bereit
erklärte, wies der Rat den Vorstoss zurück. 11

MOTION
DATUM: 06.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Eine ursprünglich vom damaligen Nationalrat Deiss (cvp, FR) eingereichte Motion zur
Verlagerung von 20 bis 30% der direkten Bundessteuer auf die Mehrwertsteuer fand
im Nationalrat keine Zustimmung. Durch die Revision sollte der Gesamtertrag
unverändert bleiben, die Progression verringert, Verheiratete und Konkubinatspartner
gleich behandelt, die Soziallasten, insbesondere bei Familien mit Kindern, stärker
berücksichtigt sowie der Finanzausgleich im gegenwärtigen Umfang nicht tangiert
werden. 12

MOTION
DATUM: 16.03.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Schliesslich forderte Fehr (sp, ZH) in einer von der ehemaligen Basler SP-Nationalrätin
Keller eingereichten Motion eine mildere Besteuerung von Kinderalimenten, solange
ein zu bestimmendes Einkommen nicht überschritten wird. Bis 1995 konnten Alimente
vom leistenden Elternteil nicht von der Steuer abgezogen werden und mussten daher
vom erhaltenden Elternteil auch nicht als Einkommen versteuert werden. Die
Volkskammer überwies den Vorstoss als Postulat. Auch der Berner Nationalrätin Vermot
(sp) war die Besteuerung von Kinderalimenten ein Dorn im Auge. Ihrem Vorschlag (Mo.
99.3482), Unterhaltsbeiträge in der Höhe des halben Kinderabzugs beim leistenden
Elternteil zum Abzug zuzulassen und beim empfangenden entsprechend geringer zu
besteuern, hielt der Bundesrat entgegen, dass nicht mehr vorhandenes Einkommen
nicht besteuert werden sollte. Der Rat überwies den Vorstoss als Postulat. 13

MOTION
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Als Postulat erfolgreich war eine Motion der CVP-Fraktion zur Besserstellung der
Familien bei der direkten Bundessteuer. Die jüngste wirtschaftliche Entwicklung hat in
den Augen der Fraktion mit einer zunehmenden Diskrepanz zwischen Einkommen und
Lebensbedarf zu einer generellen Abwertung der Familie als Lebensform geführt. Der
verminderten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von Eltern gegenüber kinderlosen
Paaren sei im Steuersystem verstärkt Rechnung zu tragen. Entsprechend dem Bericht
Locher zur Revision der Familienbesteuerung forderte die Fraktion deshalb die
separate Einkommensbesteuerung bei verheirateten Personen mit minderjährigen
oder in Ausbildung stehenden Kindern . Mit Stichentscheid des Ständeratspräsidenten
wurde in der Herbstsession ausserdem eine Motion der Legislaturplanungs-Kommission
des Nationalrates (Mo. 00.3193) als erfüllt abgeschrieben, die eine stärkere
Berücksichtigung der wirklichen Kosten der Familien bei der Besteuerung sowie die
Einführung einer Familienverträglichkeitsprüfung bei Entscheiden und Erlassen verfolgt
hatte. (Siehe dazu auch hier) Der Nationalrat hatte bereits im Frühjahr eine Motion
Baumann (gp, BE) (Mo. 98.3103) als Postulat überwiesen, die den Kantonen die
Einführung einer zivilstandsunabhängigen Besteuerung ermöglichen will. 14

MOTION
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mit einer Motion forderte Mugny (gp, GE) (Mo. 00.3240) die vollständige steuerliche
Entlastung von berufsbedingten Kinderhütekosten für Einelternfamilien. Der
Bundesrat wies darauf hin, dass solche Abzüge in der Vernehmlassungsvorlage zum
Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern nicht mehr vorgesehen
seien. Am ersten Verhandlungstag wurde die Motion im Nationalrat von Bortoluzzi (svp,
ZH) bekämpft, in der Wintersession aber von der Volkskammer als Postulat überwiesen.
Mit einer parlamentarischen Initiative hatte Spoerry (fdp, ZH) bereits im Frühjahr
erreicht, dass bestehende Kinderbetreuungskosten-Abzüge in den Kantonen bis zum
Inkrafttreten der Reform der Ehepaar- und Familienbesteuerung aufrecht erhalten
werden können. 15

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Nationalrat lehnte eine Motion Aeschbacher (evp, ZH), welche die Einführung einer
zivilstandsunabhängigen Individualbesteuerung verlangt, ab. Er folgte der
Argumentation des Bundesrates, der mit dem definitiven Systementscheid noch
zuwarten will. Anfang Dezember präsentierte eine Arbeitsgruppe bestehend aus
Vertretern der eidgenössischen und der kantonalen Steuerverwaltung, der Konferenz
der kantonalen Finanzdirektoren, der städtischen Steuerkonferenz und der
Wissenschaft in Beantwortung eines Postulats Lauri (Po. 02.3549) einen Bericht mit
drei Modellen zur Einführung der Individualbesteuerung: Modell 1 sieht eine
konsequente Individualbesteuerung mit Zuordnung nach den zivilrechtlichen
Verhältnissen vor, Modell 2 eine Individualbesteuerung mit teilweise pauschaler
Zuordnung unterteilt nach zwei Untervarianten bei der Deklaration, und Modell 3 ein
Veranlagungswahlrecht für Ehepaare (Wahl zwischen Zusammenveranlagung mit
Teilsplitting oder Individualbesteuerung, die den Regeln der Besteuerung von
Alleinstehenden folgt). Der Wechsel hin zur Individualbesteuerung sei gemäss den
Autoren nur langfristig machbar, da mit grossem Aufwand für die Kantone verbunden. 16

MOTION
DATUM: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Obschon Bundesrat Merz das Parlament um einen klaren Richtungsentscheid in der
Frage der Familienbesteuerung und eines allfälligen Wechsels hin zur
Individualbesteuerung gebeten hatte, überwiesen die Räte bis im Herbst mehrere sich
teilweise widersprechende Motionen: Während die FDP-Fraktion die Einführung der
Individualbesteuerung verlangte, forderten die Christlichdemokraten eine
Gleichstellung der Ehepaare unabhängig vom System (Mo. 04.3380). Donzé (evp, BE)
(Mo. 04.3263) schlug zur Aufhebung der Diskriminierung von Ehepaaren gegenüber
Konkubinatspaaren die Prüfung eines Vollsplittings und die Einführung eines
Kinderabzuges vom Steuerbetrag vor. Ein Begehren der SP (Mo. 03.3616), welches pro
Kind ebenfalls einen Abzug nicht vom steuerbaren Einkommen, sondern vom
Steuerbetrag sowie die Einführung der Individualbesteuerung ohne Zwischenstufe des
Splittings vorsah, wurde vom Nationalrat hingegen abgelehnt, ebenso wie die in der
CVP-Motion enthaltene Forderung nach einer Entlastung der Familien. Auf Zustimmung
stiess jedoch eine Motion Meier-Schatz (cvp, SG) (Mo. 04.3632), welche den Kantonen
die Wiedereinführung des vor wenigen Jahren gestrichenen Ausbildungsabzugs
ermöglicht. Der Ständerat überwies einen Vorstoss seiner WAK (Mo. 05.3464), welcher
Sofortmassnahmen zur Reduktion der Diskriminierung bei der Ehegattenbesteuerung
verlangt. Gemäss Kommissionssprecher Wicki (cvp, LU) verschliesse sich die
Finanzdirektorenkonferenz der Diskussion um den Systemwechsel nicht, doch hege sie
aufgrund der befürchteten Steuerausfälle Vorbehalte gegenüber der
Individualbesteuerung. Zudem brauche der Systemwechsel Zeit; die Kantone rechneten
für die nötige Gesetzesänderung und die Umsetzung der Verwaltungspraxis mit einer
Frist von bis zu zehn Jahren. 17

MOTION
DATUM: 28.09.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession lehnte der Ständerat eine Motion Saudan (fdp, GE) ab, welche
verlangte, beim Ausgleich der kalten Progression dem realen Anstieg der
obligatorischen Krankenkassenprämien besser Rechnung zu tragen, indem die in
Frankenbeträgen festgesetzten Abzüge nicht entsprechend der Entwicklung des
Landesindexes der Konsumentenpreise, sondern entsprechend dem
durchschnittlichen jährlichen Anstieg der obligatorischen
Krankenversicherungsprämien angepasst werden. Gemäss Bundesrat ist ein Wechsel
nicht gerechtfertigt, weil die Teuerung im Gesundheitswesen vom Landesindex der
Konsumentenpreise erfasst und durch das Steuerrecht korrekt ausgeglichen wird. 18

MOTION
DATUM: 08.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat überwies diskussionslos eine Motion Parmelin (svp, VD), die den
Bundesrat beauftragt, die steuerliche Ungleichbehandlung von geschiedenen oder in
Trennung lebenden Steuerpflichtigen, welche gemeinsam das Sorgerecht für ihre
Kinder ausüben und diese abwechselnd betreuen, aufzuheben. 19

MOTION
DATUM: 16.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat überwies diskussionslos eine Motion der FDP-Fraktion, die
Sofortmassnahmen zur steuerlichen Gleichbehandlung von Ehepaaren forderte; diese
Massnahmen sollten bereits vor der Einführung der Individualbesteuerung die
steuerliche Benachteiligung von doppelt verdienenden Ehe- und Konkubinatspaaren
aufheben. Der Bundesrat hatte die Motion zur Annahme empfohlen. 20

MOTION
DATUM: 09.05.2006
CHRISTOPH WAGNER

Der Ständerat lehnte eine Motion Frick (cvp, SZ) ab, welche verlangte, dass Alimente
auch dann von den Steuern abgezogen werden können, wenn das Kind älter als 18 Jahre
ist und noch in Ausbildung steht. In seiner Antwort erklärte der Bundesrat, nach
geltendem Recht benachteilige das heutige Alimentenbesteuerungssystem die
gemeinsam veranlagten Ehepaare gegenüber Geschiedenen in zweifacher Hinsicht: Im
Gegensatz zu Ehepaaren könnten Alimente leistende Geschiedene diese Beiträge von
den Steuern abziehen, zudem könnten Geschiedene, die an mündige (in Ausbildung
stehende) Kinder Unterhaltsleistungen entrichten, sowohl den Kinder- als auch den
Unterstützungsabzug geltend machen. Die vom Motionär geforderte steuerliche
Gleichbehandlung der Alimentenzahlungen zugunsten mündiger und unmündiger
Kinder führe nur zu einer scheinbaren Gleichbehandlung, die bestehende
Ungleichbehandlung gegenüber Ehepaaren würde jedoch ausgedehnt. Die Einführung
der Individualbesteuerung würde die Lösung des Problems allerdings vereinfachen. 21

MOTION
DATUM: 26.09.2006
MAGDALENA BERNATH
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Im Herbst lehnte der Nationalrat eine im Vorjahr vom Ständerat überwiesene Motion
der WAK-SR zu Sofortmassnahmen zur Reduktion der Diskriminierung bei der
Ehegattenbesteuerung ab, da das Anliegen mit der entsprechenden Vorlage des
Bundesrates erfüllt war. 22

MOTION
DATUM: 05.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion Parmelin (svp, VD), welche den Bundesrat beauftragte, die steuerliche
Ungleichbehandlung von geschiedenen oder in Trennung lebenden Steuerpflichtigen,
welche gemeinsam das Sorgerecht für ihre Kinder ausüben und diese abwechselnd
betreuen, aufzuheben, wurde vom Ständerat angenommen Der Nationalrat hatte die
Motion bereits im Jahr 2005 gutgeheissen. 23

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Der Nationalrat lehnte eine Motion Kohler Pierre (cvp, JU) ab, welche ähnlich wie eine
Motion Frick (cvp, SZ) im Jahr zuvor verlangte, dass die Alimente auch dann von den
Steuern abgezogen werden kann, wenn das Kind älter als 18 Jahre ist und sich noch in
der Ausbildung befindet. Der Bundesrat war allerdings der Meinung, dass die vom
Motionär geforderte Gleichbehandlung der Alimentenzahlungen zugunsten mündiger
und unmündiger Kinder nur zu einer scheinbaren Gleichbehandlung führen würde.
Vielmehr würden die Ungleichbehandlungen gegenüber Ehepaaren, die in intakter Ehe
leben, ausgedehnt. 24

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Hutter (svp, SG), welche Mütter beziehungsweise Väter, die ihre Kinder im
Familienkreis betreuen und keine Drittbetreuung in Anspruch nehmen, steuerlich
entlasten wollte, lehnte der Nationalrat mit 77 zu 95 Stimmen ab. Ebenfalls abgelehnt
wurde eine Motion Meier-Schatz (cvp, SG) (Mo. 06.3690), welche den Bundesrat
aufforderte, den Umfang und die Voraussetzungen für die Verwandtenunterstützung
neu festzulegen und die Grenzwerte erheblich zu erhöhen. Der Bundesrat erachtete ein
weiteres Zurückdrängen der Verwandtenunterstützung als nicht angezeigt und würde es
als stossend empfinden, wenn sich vermögende nahe Verwandte zulasten der
Sozialhilfe aus ihrer Verantwortung für in Not geratene Familienmitglieder stehlen
könnten. 25

MOTION
DATUM: 19.12.2007
LINDA ROHRER

Erfolg hatte Ständerat Schwaller (cvp, FR) mit seiner Motion, die verlangte, bei der
anstehenden Revision der Familienbesteuerung sei in der Vernehmlassungsvorlage ein
eigentlicher Kindertarif zur Diskussion zu stellen, da heisst ein Steuermodell mit einer
je nach Anzahl der Kinder degressiven Besteuerung. Der Bundesrat hatte das Anliegen
lediglich prüfen wollen. Schwaller argumentierte, die Hauptstossrichtung der
bundesrätlichen Vorschläge, nämlich die Erhöhung der Kinderabzüge, entlaste die
niedrigsten Einkommen (unter 60'000 Fr.) nicht, da diese keine oder nur kaum ins
Gewicht fallende direkte Bundessteuern entrichteten. Bei einem steuerbaren
Einkommen über 180'000 Fr. sei eine Familienentlastung seiner Meinung nach nicht
prioritär. Profitieren von seinem Vorschlag könnten also in erster Linie
Mittelstandsfamilien. Der Bundesrat stimmte schliesslich der Motion zu, worauf sie
ohne weitere Diskussionen angenommen wurde. 26

MOTION
DATUM: 17.12.2008
MARIANNE BENTELI

Eine diesem Geschäft sehr ähnliche Motion Schmidt (cvp, VS), die verlangt hatte, dass
Kinderbetreuungskosten steuerlich abgezogen werden können, wurde im Juni im
Nationalrat noch angenommen, während sie im August im Ständerat kein Gehör mehr
fand, da das Problem mittlerweile durch die obengenannte Gesetzesänderung gelöst
worden war. 27

MOTION
DATUM: 10.08.2009
NATHALIE GIGER

Im Berichtsjahr war auch die Ehepaarbesteuerung und ein möglicher Übergang zur
Individualbesteuerung wieder ein Thema. Im Ständerat wurde eine Motion der FDP-
Fraktion sowie drei Standesinitiativen aus den Kantonen Zürich (St. Iv. 06.302), Bern (St.
Iv. 07.305) und Basel-Stadt (St. Iv. 08.318) überwiesen, die einen Übergang zur
Individualbesteuerung forderten. Während sich die Kommissionsmehrheit für eine
Ablehnung aussprach, weil die Vorschläge schon zu sehr eine Richtung vorgeben
würden und zum Teil noch aus der Zeit vor der Diskussion von Sofortmassnahmen zur
Ehepaarbesteuerung stammten, beschloss der Rat alle zu überweisen. Im Nationalrat

MOTION
DATUM: 10.09.2009
NATHALIE GIGER
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hatten alle Vorstösse keine Chance und wurden diskussionslos abgelehnt. Auch wurde
vom Ständerat eine parlamentarische Initiative Schwaller (cvp, FR) (Pa. Iv. 05.468)
angenommen, die die sofortige Beseitigung der Heiratsstrafe mittels Teilsplitting
forderte. Auch hier war dem Rat wichtig, das Thema Ehepaarbesteuerung
weiterzuverfolgen. Der Nationalrat lehnte diese Initiative jedoch diskussionslos ab. 28

Im Bereich der Familienbesteuerung nahm der Nationalrat in der Sommersession als
Erstrat eine Motion Bischof (cvp, SO) zur Beseitigung der sogenannten Heiratsstrafe an.
Dieser Vorstoss forderte den Bundesrat auf, eine Gesetzesrevision vorzulegen, welche
der steuerlichen Benachteiligung von Verheirateten gegenüber Konkubinatspaaren und
Alleinstehenden sowie von Einverdiener- gegenüber Doppelverdienerehepaaren auf
Ebene des Bundes und der Kantone ein Ende setzt. 29

MOTION
DATUM: 17.06.2011
LAURENT BERNHARD

Der Bundesrat habe dem Parlament schnellstmöglich eine Gesetzesvorlage für die
Individualbesteuerung vorzulegen. Dies forderte der Nationalrat wenige Tage nach der
Ablehnung der Volksinitiative "Für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe" und
reichte eine entsprechende Motion seiner Finanzkommission (FK-NR) mit 92 zu 88
Stimmen bei 6 Enthaltungen an den Ständerat weiter. Gegen das Ansinnen hatte sich
neben einer knapp unterlegenen Kommissionsminderheit Gmür (cvp, SZ), die in der
Individualbesteuerung den falschen Ansatz zur Lösung des Problems der Heiratsstrafe
sah, auch der Bundesrat ausgesprochen. Man wolle, so Finanzminister Maurer, bis Ende
Jahr ohnehin einen Richtungsentscheid bei der Ehepaarbesteuerung treffen. 30

MOTION
DATUM: 10.03.2016
DAVID ZUMBACH

Nachdem sich der Nationalrat im März 2016, kurz nach der Ablehnung der Volksinitiative
"Für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe", im Rahmen einer Motion FK-NR für die
Individualbesteuerung ausgesprochen hatte, nahm der Ständerat im Juni 2016 eine
Motion Bischof (cvp, SO) mit 25 zu 18 Stimmen an, die vom Bundesrat explizit verlangte,
die Heiratsstrafe auf dem "Wege der gemeinschaftlichen Besteuerung" abzuschaffen,
und schuf damit eine indirekte Differenz zur grossen Kammer. Der Bundesrat hatte
sich, wie bereits zuvor im Nationalrat, gegen die Annahme des Lösungsvorschlages
ausgesprochen, da er einen Kompromiss als einzigen Weg zur Problemlösung
erachtete. 31

MOTION
DATUM: 13.06.2016
DAVID ZUMBACH

Der Nationalrat sah sich bezüglich der Motion Bischof zur Beseitigung der sogenannten
Heiratsstrafe vor einer komplizierten Situation. Noch im März 2016 hatte er sich im
Rahmen der Motion „Individualbesteuerung auch in der Schweiz. Endlich
vorwärtsmachen“ für die Individualbesteuerung ausgesprochen, jetzt empfahl ihm seine
WAK-NR knapp mit 12 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung die Annahme einer Motion zur
Abschaffung der Heiratsstrafe durch gemeinschaftliche Besteuerung. In der
Zwischenzeit hatte der Bundesrat zudem entschieden, bis Ende März 2017 eine
Botschaft zur Beseitigung der Heiratsstrafe nach dem Modell „Mehrfachtarif mit
alternativer Steuerberechnung“ zu erarbeiten und erachtete die Annahme der Motion
Bischof daher als weiteres Hindernis auf dem Weg zur Lösung dieses seit 32 Jahren
bestehenden Problems. Im Namen der Minderheit der Kommission beanstandete
Kathrin Bertschy (glp, BE) zudem, dass die Motion lediglich eine der beiden im Begriff
der Heiratsstrafe enthaltenen Problematiken löse. So verhindere sie zwar, dass
Verheiratete unter bestimmten Konstellationen mehr Steuern zahlen als
Nichtverheiratete, sie schaffe aber keine positiven Arbeitsanreize für Zweitverdienende
und bevorzuge daher ein Ehemodell gegenüber anderen. Der einzige Weg, beide
Problematiken anzugehen, stelle die Individualbesteuerung dar. Leo Müller (cvp, LU) sah
hingegen in der Annahme der Motion eine Möglichkeit, deren Anliegen in die
Überlegungen des Bundesrates einfliessen zu lassen, zumal sich in der WAK-NR eine
Mehrheit für eine gemeinschaftliche Besteuerung von Ehepaaren und eingetragenen
Partnerschaften finden liess. Der Entscheid des Nationalrats fiel in der Folge ähnlich
knapp aus wie derjenige der Kommission: Mit 96 zu 89 Stimmen nahm die grosse
Kammer die Motion an. 32

MOTION
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Im Anschluss an die Ablehnung der Neuenburger Standesinitiative zur
Familienbesteuerung Ende 2016 reichte der Neuenburger Ständerat Didier Berberat
(sp, NE) deren Forderung als Motion "Familienbesteuerung. Ungleichbehandlungen
beseitigen" erneut ein. Die Motion beinhaltete folglich den Auftrag an den Bundesrat,
im Rahmen der Änderung der Direkten Bundessteuer (DBG) und des
Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) Vorschläge zur steuerlichen Gleichbehandlung
von Unterhaltsbeiträgen minderjähriger und volljähriger Kinder sowie zur
Harmonisierung der Kinderabzüge verheirateter und geschiedener Eltern zu machen.
Wie wichtig dieses Thema für die Parlamentarier ist, verdeutlicht die grosse Anzahl
Parlamentsvorschläge der letzten Jahre (unter anderem Motionen von Parmelin (Mo.
05.3319), Frick (Mo. 06.3305), Kohler (Mo. 06.3297), Amstutz (Mo. 09.3129), Baettig (Mo.
09.3239), Maire (Mo. 14.3468), Postulat der WAK-NR (Po. 14.3292), Interpellation Feri
(Ip. 16.3307)).

Anders als bei der Neuenburger Standesinitiative, die bezüglich der Kinderabzüge vor
allem das unzeitgemässe Familienmodell hinter dem aktuellen System kritisierte,
betonte Berberat in seiner Begründung insbesondere die Benachteiligung von
gemeinsam besteuerten Eheleuten gegenüber geschiedenen oder getrennten Eltern. So
können Letztere im Unterschied zu Verheirateten sowohl Unterhaltsbeiträge als auch
einen Kinderabzug geltend machen. Der Bundesrat wiederholte in seiner Begründung
vom 15. Februar 2017 dieselben Argumente, die er bereits bezüglich der
Standesinitiative und der Motion Maire angeführt hatte: Abzugsfähige
Alimentenleistungen an Volljährige würden bedingen, dass die Kinder dieselben Gelder
versteuern müssen; die steuerliche Bevorzugung geschiedener oder getrennt lebender
Eltern lässt sich dadurch begründen, dass Letztere durchschnittlich finanziell deutlich
schlechter gestellt sind als Verheiratete; eine frühere Regelung, die keinen Abzug der
Unterhaltsbeiträge vorsah, war als nicht sachgerecht empfunden worden. Der
Bundesrat betonte zudem, dass er die aktuelle Lösung grundsätzlich als gerecht
empfinde, dass aber in Einzelfällen andere Modelle passender wären und die
eidgenössische Steuerverwaltung entsprechende Möglichkeiten prüfe. Bundesrat
Maurer ergänzte zudem in der Ständeratsdebatte, dass auf jeden Fall verhindert werden
müsse, dass durch Änderungen neue Ungerechtigkeiten geschaffen werden. Der
Ständerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und lehnte die Motion mit 15 zu 27
Stimmen ab. 33

MOTION
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Im Februar 2018 hatte die FK-SR die Motion der FK-NR über die Individualbesteuerung
zusammen mit weiteren Vorstössen zum Thema Heiratsstrafe (St. Iv. 06.302, St. Iv.
07.305, St. Iv. 08.318, St. Iv. 16.318) vorberaten und mit 8 zu 2 Stimmen beantragt, ihr
keine Folge zu geben. Dem Bundesrat sei der in der Motion enthaltene Auftrag bereits
mit der Annahme der Motion  Bischof (cvp, SO) erteilt worden, folglich solle man die
entsprechende Botschaft des Bundesrates abwarten. In der Ständeratsdebatte in der
Frühjahrssession 2018 standen die übrigen Vorstösse zum Thema im Mittelpunkt der
Aufmerksamkeit, wobei sich der Rat gegen alle aktuellen Vorschläge zur Abschaffung
der Heiratsstrafe aussprach und die Motion der FK-NR ohne Gegenantrag ablehnte. 34

MOTION
DATUM: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

Rund zwei Monate nachdem das Bundesgericht die Abstimmung über die Initiative der
CVP gegen die Heiratsstrafe annulliert hatte, reichten CVP-Präsident Gerhard Pfister
(cvp, ZG) im Nationalrat und Pirmin Bischof (cvp, SO) im Ständerat zwei gleichlautende
Motionen für eine Neubehandlung der Volksinitiative «für Ehe und Familie – gegen die
Heiratsstrafe» im Parlament ein. Darin forderten sie den Bundesrat auf, dem
Parlament die Möglichkeit zu geben, sich noch einmal unter Vorlage der korrekten
Zahlen eine Meinung zur Initiative bilden zu können, und entsprechend den
Bundesbeschluss über die Entscheidung des Parlaments vom Juni 2015 per sofort
aufzuheben. Denn nicht nur das Schweizer Volk, auch das Schweizer Parlament habe
auf der Basis von falschen Zahlen entschieden. Der Bundesrat solle dem Parlament nun
eine neue Botschaft zur Volksinitiative oder eine Zusatzbotschaft zu einem relevanten,
im Parlament hängigen Geschäft unterbreiten. 
Der Bundesrat erklärte, dass der entsprechende Bundesbeschluss nicht Teil des
Bundesgerichtsurteils gewesen und somit weiterhin gültig sei und er – oder auch das
Bundesgericht – nicht die Kompetenz hätten, diesen Beschluss zu ändern oder
aufzuheben. Durch eine Zusatzbotschaft zum im Parlament hängigen «Bundesgesetz
über die direkte Bundessteuer für eine (ausgewogene Paar- und Familienbesteuerung)»
erhalte das Parlament aber die Möglichkeit, das Anliegen der Volksinitiative nochmals
inhaltlich zu beraten. 

MOTION
DATUM: 27.09.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Da er sein Anliegen durch die Zusatzbotschaft erfüllt sah, zog Pirmin Bischof seine
Motion Anfang September 2019 zurück. Diskussionslos lehnte der Nationalrat in der
Herbstsession 2019 auch die Motion Pfister ab. 35

Nachdem der Ständerat die Vorlage für eine ausgewogene Paar- und
Familienbesteuerung im September 2019 gegen ihren Willen an den Bundesrat
zurückgewiesen hatte, reichte die WAK-SR im Oktober 2019 eine Motion ein, mit der sie
vom Bundesrat eine Übergangslösung zur Beseitigung der Heiratsstrafe forderte. Die
Regierung solle Verheiratete übergangsmässig durch eine Erhöhung des Sozialabzuges
für Ehepaare oder durch eine Erhöhung des Zweitverdienerabzuges für Ehepaare im
Umfang von CHF 1.4 Mrd. jährlich entlasten. Eine Minderheit Caroni (fdp, AR) sprach
sich gegen die Motion aus und auch der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung. Dieselbe
Kritik, die zur Rückweisung des bundesrätlichen Vorschlags geführt habe, nämlich dass
dies keine zivilstandsunabhängige Besteuerung bewirke und zu substanziellen
Mindereinnahmen führe, sei auch bei dieser Motion gegeben, kritisierte der Bundesrat.
Entsprechend erachtete er die Erfolgsaussichten des Vorstosses als gering. Diese
Einschätzung bestätigte der Ständerat in der Wintersession 2019: Mit 26 zu 15 Stimmen
lehnte er die Motion ab. 36

MOTION
DATUM: 17.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2019, also rund einen Monat nachdem das Bundesgericht die Abstimmung über
die Volksinitiative «für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe» für ungültig erklärt
hatte, reichte Jean-Luc Addor (svp, VS) eine Motion ein, um die Abstimmung über die
Volksinitiative schnellstmöglich und unter Aufführung der im Bundesgerichtsurteil
enthaltenen Argumente im aktualisierten Abstimmungsbüchlein wiederholen zu lassen.
Die Lage sei simpel, betonte er: Die Ungültigerklärung setze «das Verfahren zurück auf
den Stand von vor der Abstimmung», die Initiative sei somit bereit für die
Volksabstimmung. Der Bundesrat pflichtete zwar bei, dass die Volksinitiative den
Stimmberechtigten aufgrund des Urteils wieder vorgelegt werden könne, verwies
jedoch auf die gesetzlichen Fristen für die Durchführung der Abstimmung, die auch
hier anwendbar seien. Demgemäss müsse die Abstimmung bis spätestens am 27.
September 2020 wiederholt werden. Dies gäbe einerseits dem Parlament, das seinem
Entscheid ebenfalls fehlerhafte Informationen zugrunde gelegt habe, die Möglichkeit,
aufgrund der vom Bundesrat in der Zwischenzeit verfassten Zusatzbotschaft im
Rahmen der Beratung einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung eine
alternative Regelung zur Initiative zu entwerfen. Andererseits erhalte so auch das
Initiativkomitee Zeit, um die Initiative allenfalls zurückzuziehen. Letzteres trat
schliesslich auch ein: Mitte Februar 2020 gab das Initiativkomitee bekannt, die Initiative
zurückzuziehen. Ende März 2020 zog Addor seine Motion folglich unbehandelt zurück. 37

MOTION
DATUM: 25.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Nachdem die Initiative zur Eliminierung der Heiratsstrafe gemäss den Ergebnissen der
Vox-Analyse nicht am Inhalt, sondern an der darin aufgeführten Ehe-Definition
gescheitert war, hatte die CVP-Fraktion im März 2016 eine Motion eingereicht, die eine
Beseitigung der Benachteiligungen von Ehepaaren und Paaren in eingetragener
Partnerschaft gegenüber Nichtverheirateten in der AHV vorsah. Die
Ungleichbehandlung werde insbesondere bei der AHV als stossend empfunden, wo
Verheiratete und Paare in eingetragener Partnerschaft bis zu CHF 1175 weniger
erhielten als unverheiratete Paare. Der Bundesrat liess dieses Argument nicht gelten:
Ehepaare seien in den Sozialversicherungen insgesamt gegenüber Unverheirateten
privilegiert. Bei einer allfälligen Annahme der Motion müssten daher auch diese
Ungleichbehandlungen mitberücksichtigt, entsprechend alle zivilstandsabhängigen
Regelungen aufgehoben und somit die erste Säule umfassend umgebaut werden. Von
einem solchen Umbau würden aber nur Ehepaare mit Maximalrenten profitieren, daher
müsste auch sichergestellt werden, dass nicht Personen mit tieferen Einkommen diese
Verbesserungen finanzieren müssten. Schliesslich verwies der Bundesrat auf die
Behandlung der Reform der Altersvorsorge 2020, in deren Rahmen die entsprechenden
Fragen bereits behandelt würden. 

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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In der Nationalratsdebatte während der Frühjahrssession 2018 pflichtete Ruth Humbel
(cvp, AG) im Namen ihrer Fraktion dem Bundesrat bei, dass bei einer Abschaffung der
Benachteiligung auch die Privilegien korrigiert werden müssten. Sie widersprach ihm
jedoch bezüglich der Profiteure der Reform: Gemäss der AHV-Statistik 2016 werde die
Ehepaarrente nicht nur bei der Maximalrente, sondern bei Beitragslücken bereits auf
einer tieferen Stufe plafoniert. 2016 seien demnach 88 Prozent aller Ehepaare von einer
plafonierten Rente betroffen gewesen. Auf Nachfrage erklärte sie zudem, diese
Gleichstellung durch Abschaffung der übrigen Privilegien Verheirateter und durch
Korrekturen bei Witwen- und Kinderrenten finanzieren zu wollen. Diese Kosten würden
sich gemäss Gesundheitsminister Berset auf CHF 2.6 Mrd. belaufen, was er als weiteren
Grund anführte, die Motion abzulehnen. Schliesslich sei ein neues Projekt zur Reform
der Altersvorsorge in Arbeit, das im Sommer 2018 in die Vernehmlassung geschickt
werde. In dessen Rahmen könnten solche Anliegen besser eingebracht werden als
durch isolierte Projekte wie die vorgelegte Motion. Eine aus den SVP-, CVP- und BDP-
Fraktionen bestehende Mehrheit des Nationalrats bestand jedoch auf einer
eigenständigen Behandlung dieser Frage und nahm die Motion mit 102 zu 88 Stimmen
bei 2 Enthaltungen an. 38

Krankenversicherung

Im Juni 2019 reichte Roberto Zanetti (sp, SO) eine Motion mit dem Titel
«Ersatzleistungen für befristete Drittbetreuungskosten infolge krankheits- oder
unfallbedingter Unfähigkeit zur Betreuung von betreuungsbedürftigen Personen» ein,
der von allen sechs amtierenden Ständerätinnen mitunterzeichnet worden war. Trotz
sperrigem Titel sei der Inhalt des Vorstosses sehr einfach, erklärte er dem Ständerat in
der Herbstsession 2019. Wenn einer von zwei arbeitstätigen Ehepartnern mit Kindern
aufgrund eines Unfalls oder einer Krankheit über eine gewisse Zeit ausfalle, benötige
die Familie eine Lösung für die Kinderbetreuung. Entweder kümmere sich der andere
Ehepartner oder die andere Ehepartnerin um die Kinder und gehe nicht mehr arbeiten
– was üblicherweise nicht sehr einfach einzurichten sei –, man finde eine Lösung im
Familien- oder Bekanntenkreis oder die Eltern müssten eine
Drittbetreuungsmöglichkeit suchen – was jedoch je nach Dauer des Ausfalls sehr teuer
sein könne. So koste eine nichtsubventionierte Kita-Betreuung an fünf Tagen pro
Woche für einen Monat in den meisten Kantonen zwischen CHF 2200 und 2700. Diese
Drittbetreuungskosten stellten somit ein «Loch im Netz der sozialen Sicherheit» dar,
das «eine Mittelstandsfamilie an den Rand des Ruins bringen» könne und das folglich
gestopft werden müsse. 
Der Bundesrat anerkannte zwar die Problematik, sah deren Lösung jedoch nicht auf
Bundesebene. Einerseits gebe es private oder öffentliche Entlastungs- und Notdienste
sowie private Möglichkeiten der Kostendeckung wie eine Privatversicherung,
andererseits sei die Lösung dieses Problems aufgrund des Subsidiaritätsprinzips Sache
der Kantone und Gemeinden. Mehr Unterstützung erfuhr der Vorstoss im Ständerat
durch einen Ordnungsantrag von Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG), mit dem sie die
Überweisung des Vorstosses zur Vorprüfung an die zuständige Kommission beantragte.
Stillschweigend nahm die kleine Kammer den Ordnungsantrag an. 39

MOTION
DATUM: 12.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Spoerry (fdp, ZH), dass Väter oder Mütter, die
ihren Beruf nur ausüben können, wenn sie ihre Kinder betreuen lassen, die Kosten
dafür von den Steuern sollen absetzen dürfen. Bundesrat Stich beantragte die
Umwandlung in ein Postulat, da der Vorstoss das eben erst in Kraft getretene
Steuerharmonisierungsgesetz strapazieren würde und die Anrechnung der
Betreuungskosten als Gewinnungskosten zu Abzügen in unkontrollierbarer Höhe führen
würde. Der Nationalrat folgte aber den Argumenten von Frau Spoerry, wonach die
geltende gesetzliche Regelung nicht mehr den heutigen gesellschaftlichen
Gegebenheiten und insbesondere der grossen Anzahl von alleinerziehenden Müttern
entspreche und überwies den Vorstoss in der verbindlichen Form. Da Spoerry für ihr
Anliegen nicht eigentlich eine Gesetzesänderung vorschlug, sondern eher den Weg über
eine Anpassung der entsprechenden Verordnung ins Auge fasste, erachtete der
Ständerat die Motion als ein rechtlich nicht haltbares Instrument, weil damit das
Parlament in den Hoheitsbereich der Exekutive eingreifen würde. Er befand zudem, die
Diskussion über diese Fragen sei ohnehin lanciert, weshalb es nicht richtig wäre, jetzt

MOTION
DATUM: 14.03.1995
MARIANNE BENTELI
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bereits ein Präjudiz für die eine oder andere Lösung zu schaffen. Um aber zu
unterstreichen, dass er ebenfalls der Ansicht sei, dass hier Handlungsbedarf bestehe,
überwies er die Motion als Postulat. 40

Im Rahmen der Legislaturplanung 1999-2003 verabschiedete der Nationalrat mit 111 zu
69 Stimmen eine Richtlinienmotion, welche den Bundesrat beauftragen wollte, die
Rolle der Familien in der Gesellschaft zu bewahren und auszubauen. Dazu sollte die
wirtschaftliche Eigenständigkeit durch die Berücksichtigung der wirklichen Kosten der
Familien bei der Besteuerung gestärkt sowie alle politischen Entscheide und Erlasse
einer gesetzlich verankerten Familienverträglichkeitsprüfung unterzogen werden. Im
Nationalrat beantragte der Bundesrat vergeblich mit dem Hinweis auf ein neu
geschnürtes Steuerpaket sowie auf die Tätigkeit der (personell allerdings sehr knapp
dotierten) Zentralstelle für Familienfragen Abschreibung des Vorstosses. Der Ständerat
zeigte sich hingegen der Argumentation des Bundesrates zugänglich und strich den
Vorstoss von der Traktandenliste. 41

MOTION
DATUM: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin Hutter (svp, SG) verlangte mit einer Motion, die Kinderbetreuung
innerhalb der Familie sei steuerlich zu entlasten. Ihr Vorschlag sah einen Sozialabzug
von 20'000 Fr. für ein Kind und von 30'000 Fr. für Familien mit zwei oder mehr Kindern
vor. Der Bundesrat empfahl, die Motion abzulehnen. Er begründete seine Haltung unter
anderem damit, dass mit diesem Abzug ein ausserfiskalisches Ziel, nämlich die
Förderung der Selbstbetreuung von Kindern verfolgt werde. Dieses umzusetzen, würde
womöglich aufwändiger Kontrollen bedürfen und auf allen Ebenen zu enormen
Steuerausfällen führen. Es seien zudem oft ökonomische Gründe, die einen
Zweitverdienst in der Familie bedingten. Frauen mit guter Ausbildung durch derartige
Steuerrabatte von einer Erwerbstätigkeit abzuhalten, wäre zudem volkswirtschaftlich
nicht sinnvoll. Obgleich die Motion auch bei einzelnen CVP- und FDP-Abgeordneten
Unterstützung fand, wurde sie mit 95 zu 77 Stimmen abgelehnt. 42

MOTION
DATUM: 01.10.2007
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der Grünen Fraktion zur Finanzhilfe für familienergänzende
Kinderbetreuung wurde vom Nationalrat in der Frühjahrssession mit 122 zu 72 Stimmen
verworfen. Mit dem Vorstoss sollten die Anforderungen gelockert werden, welche die
Einrichtungen erfüllen müssen, um von den finanziellen Beihilfen profitieren zu
können. 43

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Nachdem die beiden Räte in der ersten Jahreshälfte eine Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats zur Weiterführung der
Anschubfinanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung überwiesen hatten,
schickte der Bundesrat im Juli einen entsprechenden Vorentwurf in die
Vernehmlassung. Dieser sieht vor, das finanzielle Engagement des Bundes um weitere
vier Jahre, bis Ende Januar 2015 zu verlängern. 44

MOTION
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Ende des Berichtsjahres überwies der Nationalrat eine Motion der FDP-Fraktion,
welche den Bundesrat auffordert, den kantonalen Vollzug im Bereich der Vorschriften
zum Lebensmittelgesetz zu überprüfen. Die Freisinnigen bemängelten deren überaus
strenge Anwendung betreffend Kindertagesstätten, welche Lebensmittel an Kinder
abgeben. Die Regelungen entsprechen teilweise denjenigen von Restaurants. Der
Bundesrat empfahl in seiner Stellungnahme dem Parlament die Motion zur Annahme. 45

MOTION
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Dans sa motion « Construction et gestion de structures d'accueil collectif de jour
pour enfants. Suppression des obstacles bureaucratiques », le PLR demande un
examen des prescriptions applicables aux structures d’accueil pour enfants afin
d’éviter que ces structures soient soumises à des règlements disproportionnés,
notamment en matière de denrées alimentaires. Dans certains cantons, les structures
qui accueillent des enfants pour manger peuvent être soumises aux mêmes
règlementations qu’une cuisine de restaurant. Si les conclusions du rapport
gouvernemental démontrent une trop grande sévérité envers les structures d’accueil, le
Conseil fédéral devra intervenir afin de permettre une interprétation plus souple des

MOTION
DATUM: 04.06.2012
EMILIA PASQUIER
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lois, évitant ainsi une surcharge administrative et financière pour les structures
d’accueil. Le Conseil des Etats a accepté cette motion s’alignant ainsi sur le Conseil
national. 46

Pour pallier au manque de place dans les crèches, une motion Malama (plr, BS) a été
déposée en juin afin de diminuer la charge bureaucratique et de renforcer les
mécanismes du marché en la matière. Le conseiller national demande au gouvernent un
rapport sur les différentes pratiques cantonales, les conséquences de ces différentes
législations et les implications d’une éventuelle harmonisation de la législation fédérale
pour les crèches. En dépit de l’opposition du camp vert-rose, la motion a été acceptée
par 120 voix contre 63 et 7 abstentions. 47

MOTION
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

Pour répondre à une réglementation insuffisante en matière de placement des enfants,
la conseillère nationale Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a déposé une motion
demandant que les organisations qui placent des enfants soient soumises au régime de
l’autorisation. En outre, la situation des enfants à long terme et la transparence des
coûts de ces organisations privées devront aussi être surveillées. Le Conseil des Etats et
le Conseil national ont adopté la motion, malgré une opposition du parti agrarien. 48

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Lors de la session extraordinaire de mai 2020 consacrée à la crise du coronavirus, la
CSEC-CE a déposé une motion décrétant que «tout le monde doit prendre ses
responsabilités en matière d'accueil extrafamilial pour enfants"». Concrètement, elle
a demandé que la Confédération indemnise les institutions d'accueil extra familial à
hauteur d'au moins 33% des charges liées à la compensation des pertes de recettes.
Bien que la plupart de ces lieux soient restés ouverts, les parents étaient encouragés à
rester chez eux et à s'occuper eux-mêmes de leurs enfants pendant le confinement, ce
qui a engendré des pertes. Le Conseil fédéral a proposé de ne pas accepter la motion,
arguant que l'accueil extra familial était de la compétence des cantons et des
communes, un argumentaire repris notamment par l'UDC. La motion a finalement été
acceptée par 20 voix contre 12 et 4 abstentions par le Conseil des Etats. Une motion
identique a été déposée simultanément au Conseil national. 49

MOTION
DATUM: 04.05.2020
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session extraordinaire de mai 2020 consacrée à la crise du coronavirus, la
CSEC-CN a déposé une motion décrétant que «tout le monde doit prendre ses
responsabilités en matière d'accueil extrafamilial pour enfants». Concrètement, elle
demandait que la Confédération indemnise les institutions d'accueil extra familial à
hauteur d'au moins 33% des charges liées à la compensation des pertes de recettes.
Bien que la plupart de ces lieux soient restés ouverts, les parents étaient encouragés à
rester chez eux et à s'occuper eux-mêmes de leurs enfants pendant le confinement, ce
qui a engendré des pertes. Le Conseil fédéral a proposé de ne pas accepter la motion,
arguant que l'accueil extra familial était de la compétence des cantons et des
communes. Même son de cloche du côté de l'UDC et de quelques PLR. Cela n'a pas
suffi, puisque la motion a été acceptée à 121 voix contre 56 et 3 abstentions. Une
motion identique identique a été déposée simultanément au Conseil des Etats. 50

MOTION
DATUM: 05.05.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a accepté en septembre 2020 une motion de la CSEC-CN, qui
demandait la reconsidération de la mise en œuvre de l'ordonnance Covid-19 sur
l'accueil extrafamilial pour enfants du 20 mai 2020. Il s'agissait d'étendre les crédits
alloués dans le contexte de la pandémie de coronavirus aux structures bénéficiant de
subventions cantonales ou communales, voire exploitées par les pouvoirs publics; ce
qui permettrait de ne pas exclure les structures des cantons latins. Une minorité de la
commission s'y opposait, estimant les aides financières cantonales ou communales
suffisantes pour empêcher les structures d'accueil de fermer pour raisons
économiques. 
Malgré que le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion, elle a obtenu 117 votes
favorables, 67 oppositions et 6 abstentions. Les oppositions sont à chercher au sein des
partis de droite, qui n'étaient pourtant pas unanimes. Les cantons latins étaient
particulièrement représentés dans ces dissidences bourgeoises. 51

MOTION
DATUM: 15.09.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Le Conseil national a refusé en septembre une motion Michaud Gigon, qui demandait
une révision de l'ordonnance Covid-19 sur l'accueil extrafamilial pour enfants du 20
mai 2020, similaire à la motion de la CSEC-CN. Cette dernière ayant été acceptée dix
jours plutôt, le texte de la verte vaudoise a été rejeté sans débat. 52

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le 9 décembre 2020, le Conseil des États a à son tour accepté la motion de la CSEC-
CN de mise en œuvre de l'ordonnance Covid-19 sur l'accueil extrafamilial pour
enfants. Le texte a été approuvé par 26 voix contre 14, sans abstention. 53

MOTION
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD
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